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PRASID,ENT (lI/li 15 Uhr 06 Mill.).· Ich
eröHne die Slitzung. iGas Protokoll der letz
tenSitzung ist geschäftsordnungsmäßig auf
gelegen; es ist lInbeanständet gebli~ben,dem

nach als genehmigt zu betrachten.
VOll ,der heutigen Sitzung haben sich ent

schuldigt die Abgeor,dnetcn Ing. Hirmann,
franz MülIner, Kreiner.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord
nung. Ich ersuche den Herrn Abg. Ma I' c 'h
steiner, die Verhandlungen zur Zahl 129
einzuleiten.

Berichterstatter Abg. MAROHSTEINER:
Ich habe namens des hnClnzausschussesüber
die Vorlage eier Landesregierung, betreffend
Deckungsfähigkeit des Kredites beim Vor
anschlagsansatz 02-3h zugunsteIl des Kre
dites 'beim Voranschlagsansatz 02-31 zu be
richten.

Bei Erstellung des Voramch'lages 1lJ50 ,hat I

das Präsidium d~eHauserfordepnisse für die
angemietetcn Amtsgebäude und Amtsräume i

beim Kredit d~s Voranschlagsansatzes 02-3(),
Miete und Pacht, berücks'ichhgt. Dies ent
spricht jedoch nicht den Grundsätzen der Ver
rechnung, da jedenfalls die Einkäufe von

Putz- und Rei,nigun,gsmaterial sowie sonstige
Erfordernisse für die Amtsgebäude und Amts
räume, gleichgültig, ob dieselben landeseigen
oder gemietet sind, gemeinsam vorgenommen
werden müssen und die Bezahlung der daraus
entspringenden Rechnungen zu Last,en des
Voranschi agsa nsatzes 02-31, Ha usedorder
nisse erfolgen 'llIUß. -

Daher ergäbe sich schließ'1ich bei 02-31
eine Mehrausgabe von ungefähr 70.000 S, wel
cher eine Minderausgabeim ,gleicher Höhe bei
02-36 gegenüberstehen würde. Es wäre daher
der Kredit des Voranschlaigsansatzes 02-36
bis mm Betrage von 70.000 S ,deckung'Slpflich
tig zu erklären.

Mit dem diesbezüglichen Antrag der nieder
österreiohischen Landesregierung 'hat sich im
Laufe des heutigen Vormittags der finanz
ausschuß beschäftigt. Der Antrag ,des finanz
ausschusses lautet (liest).'

Der Hohe Landtag woHe heschließen:
"Der Kredit des ordentlichen Voranschlages

1950 beim Voranschlagsansatz 02·· 36, M,iete
und Pacht, wird zugunsten des Kredites heim
Voranschlagsansatz 02-31, Hauserforder
nisse, bis zum 'Betrag von 70.000 S als ,ein
seiti,g deckungsfä'hig erklärt."

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag die
Zustimmung zu gehen.

PHASInENT: Zum Wort,e ist niemand
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. (Ab
stimmuni', über den Antrag des Finanzaus
sc/tusses): Angenommen.

Ich ersuche den Herrn Arbg. Ma l' c h
s te i '11 e r, die Verhandlung zur Zahl 135 ein
zuleiten.

Berichterstatter Abg. MARGHSTEINER:
Ich habe namens des finanzausschusses über
die Vorlage der Landesregierunrg, betrefftend
gegenseitiige Deckungsfä'higkeit der Kredite der
Voransohlagsansätze 6701-61 und 671-61
für das Jaihr 1950, z'u beriohten.

Der Voranschlag des Landes NiederÖster·
reich für das Jahr 1950 sieht für ,die Belange
des Landeswerkzeugdepots in Plosdorf im
Unterabschnitt 6701 des ordentlichen Haus
haltes einen Oesamtkredit von 457.500 S vor.

Dieser Kredit hat sich für die rBewältigung
der dem Werkzeugdepot erwachsenden Aus
gaben als zu gering erwiesen, Er ist bei Be
rücksichügung auoh der zur Zeit noch nicht
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wirksam gewordenen V,erbindlichkeiten nahezu
aufgebraucht, trotzdem sämtliche Anschaffun
gen nur nach vorangegangener strengster Prü
fung hinsichtlich ihrer unabweislichen Not
wendigkeit getätigt wurden.

Di,e Außendienstst'elle "Werkzeugdepot Plus
dorf" hat, wirtschaftlich g,esehen, seit 1945
eine durchaus günshge Entwicklung genom
men. Dies erhellt schon daraus, daß die Ein
nahmen dieser AußendienststeUe, welche im
J.ahre 1945 einen Prozentsatz von 1,358 ,der
Aus,gaben dieser Periode darstellten, sich auf
63,659 % der Ausgaben im Jahre 1949 erhöht
haben. Daneben best'eht der ständilg größer
werdende Wert des V'erleihinventars und der
Kraftfahrzeuge, welcher 'von einem Stand im
Jahre 1945 von 500.000 Saufeinen Stand
mit Ende 1949 von 2,800.000 Sangewachsen
ist. Aus diesen Ühedegungen heraus wär'e es
notwendig, den Kredit beim Voranschlagansatz
6701-61, Instandhaltung und ,Ergänzungdes
Bestandes an Baugeräten und Wenkzeugen
sowie Baumaschinen und Werkzeugmaschinen
einschHeß1:ich B,etriebsauslagen, für welchen
ein Betrag 'Von 184.300 S vorgesehen -ist,um
dien vom zuständJigen Referat, dem LA B/3,
beantragten Betrag VOll 370.300 S zu v,erstär
ken. Diese Verstärkung ,hätte 'nach dem Vor
schlag des zuständig'en Refer,ates in d'er Weise
zu erfo'lgen, daß ,die h'ierzu ,erforderlichen
Mittel vom Kredit beim Vomnschlagsau,siCltz
671-61, Be-iträ,ge zu ,den Kosten 'von fluß
und B,achreguherung'en, Uferbruchverbauun
gen, Dammherst'ellungen und Dammsicherun
g,en,ablgezwei'gt werden.

In der 'heutigen Sitzung hat sich der finanz
ausschuß mit dem Antrag der Landesr,egiefUll1!g
beschäftigt und der Antrag des finanzaus
schuss'es 'lautet (liest):

Der Hohe 'Landtag wolle beschHeßen:
,;Die Kredite des ordentlichen Voranschlages

1950 bei den Voransch'lagsansätzen 6701-61,
Instandhaltung und Ergänzung des Bestandes
an Baug,eräten und W'erkz,eugen sowie Bau
maschinen und Werkzeugmaschinen einschließ
lich Betriebsauslagen, und 671-61, Beiträge
zu den Kosten 'von fluß- und Bachregulierun
gen, Uferbruchverbauung,en, Dammherstellun
gen und Dammsicherungen, sind bis zum
Höchst1betrage von 370.300 S gegenseitig
deckungsfähig."

Ich bitte, dem Antrag ,des finanzaus
schusses die Zustimmung zu gelben.

PRÄSIDENT: Zum Worte ist niemand ge
meldet, wirgel3lng,en z'ur Abstimmun!g. (Ab
stimmung über den Antrag des f'inanzalls
schusses): A nge n 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Abg. ,H i I gar t h,
dk Verhandlung zur Zahl 134 einzuleiten.

B,erichterstatter Ahg. HJiLGARTH: Ich <habe
namens des finanzausschuss,es, betreffend die
BcwiHigung 'von Überschreitungen der Vor
anschlagsall'sätze 63-62 ",für sonshge Sied
lungszwecke" und 63-63 "für sonstige
Wohnbaufördemng" desaußerordenHichen
Voranschlages 1950, zu bericMen.

Im Voranschlag des Landes Niederöster
reich wur,de belkanntlichfür das Jahr 1950
zum Zwecke der Wohnbaufördemng 'ein eig'e
ller Kreditposten eröffnet, und zwar im
Außerordentlichen Teil unter Voranschlags
ansatz 63-62 ",für sonstige Siedlungs
zwecke" 2,000.000 S, unter VOTanschlags
ansatz 63~63 ",für sonstige Wohnbauförde
l;ung" 10,000.000 ,So Diese beiden rKr'edite wur
den so auf!geteilt, daß auf der einen Seite der
Kampf gegen die WO'hnungslusigkei,t auf
genommen und auf der anderen Seite die mög
lichste VoHbeschäfHgung im Baug'ewerbe ge
sichert werden konnte. Es wurden daher an
private Bauherren für Einzelbauten 4,444.000 S,
an private Bauherren für Wohnungseigentums
bauten 1,036.000 S, an Siedlungsgenossen
schaUen 1,500.000 S und an Gemeinden
3,512.000 Saus diesem 12-,Millionen-Kredit
zur Verfügung gestellt.

Es hat sich gezeigt, daß diese Wohnbauhilk
bei der B'evölk,erung Niederösterreichs un
geheuren All'kl,ang Igefunden hat, und die An
zahl der Gesuche, die um Zuteilung aus die
sem Fonds eingelauf'en sind, err'eichteei,ne
ziemliche Größe.

Aus den zur V,erfügung stehenden Beträgen
wurden bis jetzt ungefähr 10,5 Millionen
Schilling für diese B,auvorhaben freigegeben.
Der damals gewährte Kredit erscheint daher
ziemlich ,erschöpft. Mit den zur Verfügung ge
stellten Mitteln konnten von privat,en Bau
herren bei E:im,e'1bauten 251 Wohnung,en, bei
Wohnungseigenbumsbauten 45 Wohnungen,
durch <SiedlungsgenossenschaHen 78 Wohnun
gen, und vo!n den Gemeinden konnten
150 Wohnungen hergestellt werden. Insgesamt
ist esgelumgen, mit dem Betrag von 10,5 Mil
lionen Schilling in Niederösterreich bis zum
heutigen Tage 524 neue Wohnungen herzu
stellen.

Der für das Wohn- und Siedlungswesen vor
gesehene Kredit ist nun fast erschöpft. Um
nun jedoch einerseits di,e noch erlieg,enden An
suchen wenigstens zum Teile noch zum Zuge
kommen zu lassen und uiillaJnderseits unter
Ausnützung der für das Bauwesm Igünstigen
Witterung die Vollbeschäftigung im Bau
gewerbe so lange als möglich zu gewähr
leisten, erscheint es notwendig, weitere Mittel
für Zwecke des Wohnungs- und Siedlungs
wesens zur Verfügung zu stellen.
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Die nö. Landesregiemnlg hat daher hier aus
eigenem ,die Inihative eI1griHen 'Und beantragt
eine ÜberschreitungsbewiHigung der bei·den
,genannten Voranschlagsätze 'Um zusammen
8 Millionen Schilling. Wenn wir diese 8 Mil
lionen Sohilling zu den bereits bewilhgten
12 Millionen SchiUing rechnen, so können wir
hoffen, daß es gelingen wird, die Zahl der in
Niederösterreich im 'laufenden Jahr 1950 neu
zu 'erbauenden WO'lmungen mlf mindestens
1000 zu .erhöhen, was zwar nur ein bescheide
ner Anfang ist, aber immerhin den ernsten
Willen der Landesregierung zeigt, dies'em Übel
ener,gischan den Leib zu rüc<ken.

für diesen Betrag muß auch eine'Bedeckung
gefunden werden. Eine Bedeckung aus etwa
igen Übersc'hüssender ordenUichen Gebarung
ist nicht zu epwarten. Es wäre daher durch
die Aufnahme eines Darlehens der Ausgleich
im außerordentlichen Voranschlag herzustellen.

Der finanz3'usschuß hat sich !heute 'vormit
tags mit dieser Vorlage eingehend beschäfügt
und beschlossen, dem Hohen Hause folgenden
Antrag zur Beschlußfassung 'vorzulegen, wobei
ich bemerke, daß der ,f inanzausschuß diesen
Beschluß einstimmiggefaßt hat. Der Antrag
des f'inanzausschusses lautet (liest):

Der Hohe 'Landtag wolle beschließen:
,,1. Die Überschreitung des Voransohlag

satzes des außerordentlichen Voranschilages
1950 63-62 ,Für sonshge Siedlungszwecke'
um einen Betrag Ivon 1,000.000 S und des Vor
anschlagsat,zes 63-63 ,'f ür sonstige Wohn
bauförderung' um ,den IBetmg von 7,000.000 S
wird ibewHligt.

2. Zur Bedeckung dieser Mehrausgaben
wird die Inö. Landesregierung ermächtigt, wei
tere Darlehen bis zum Höchstbetrage von
8,000.000 Saufzunehmen."

Ich bitte Im Namen des finanzausschuss,es
um Annahme dieses Antrages.

PRÄSliDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort gemeldet ist der Herr Abg. End I, ich
erteile es ihm.

Abg. ENDL: Hohes Haus! Der nö. Land
tag hat bei den .Budget'bemtul\1:gen für das
Jahr 1950 erkannt, daß der Wo'hnungssektor
gefördert wer,den muß. Er hat daher im Bud
get fÜI' das Jahr 1950 ,im außerordentlichen
Voranschlag einen HetTag von 12,000.000 S
für Wohnungs- und Siedlungszwecke bereit
gestellt. Mit diesem Betrag 'wUl,de s'ehr viel
Kapital mobilisiert. Man kann sagen, daß
damit in der Wirtschaft ein dreifacher Betrag
in Bewegung kam.

Sie alle wissen, daß 'eine Wo,hnungsnot nicht
nur in unserem (Bundesland, sondern in g,anz
Oesterreich und darüber hinaus auchi'nga'nz
Europa zu verzejchnen ist, und die StaHstik

zeigt auf, daß jeder 28. Österr,eicher Ik6ne
Wohnung hat, respektive ein Wohnungssuchen
derist.

Mit den vO'ferwähnten 12,000.000 S wurde
ein fonds geschaffen, der zinsenfreie Dadehen
an aUe diejenigen vergibt, die Wohnraum
sohaffen wollen. Wir haben 'einen Weg auf
breiter Basis :beschritten, das heißt. nicht nur
Gemeinden und Siedlul1'gsgenossenschaften er·
halten Darlehen, sondern auch Private, die
aus Selbstinihative hauen woUen und die aus
eigener Kraft :bepeits einen Baugrund erworben
und vi'elleichtauoh noch Baumaterial mit ,ihrer
Hände Arbeit geschaffen haben. :Es <kann da
her schon der einzelne Siedlungswerher um
Darlehen ansuchen.

Wir haben aber auch den sogenannten Woh
nungse~g'entumsbau berüoksichHgt. Dazu einige
Worte: Ich habe festgest'ellt, weil :ich mich 'für
diese Angelegenheit sehr interessiere, daß diese
Art der rBauwerber, die ·einen eigenen Grund
besitzen und die sonsHgen Erfordernisse nach
den Richninien erfüllen, durch die Hilfe aus
dem fonds wil1klicheine große Unt'erstützung
erfahren haben.

Wir müssen dabei auch bedenken, daß wir
hier Neuland betTeten und einen Fonds ,ge
schaHen haben, aus dem nicht, wie ,es in an
deren Bundesländern geschieht, nur Subven
tionen gegeben werden. Wir wol'len vielmehr
di'esen fonds dadurch, daß wir rückzlahl'bare
Darlehen geben, für vi,ele Jahr,e zur Ver
fügung haben, weil wir j.a nicht in ein, zwei
oder vier Jahren der Wohnungsnot Herr wer
den können. Wir werden daher auch in den
nächst,en Jahren ,darauf booachtsein müssen,
in ·den Budgets des Landes immer wi'eder Bei
träge an den fonds bereitzustelle,n.

Mit der B'ereitstellung dieser Mittel wenden
wir das ,ganze Baugewerbe, das j.a bekannHich
eine Schlüsselstellung hat, beleben und s'ehr
viel zur Linderul1!g der Arbeitslosigkeit bei
tragen. Wir haben aber auch nach den Richt
linien jenen helfen können, die beim Bauen
steckengeMieben sind, wei'l sie zuerst ,gemeint
haben, sie wer,den es doch mit eigenen Mittel'n
schaffen, sich ein 'Meines Siedlungshäuschen
auf 'Cigeneun Grund zu bauen und fertigzustel
len, die dann aber ,gesehen haben, daß sie aus
verschi,edenen Umständen zu wenig Kapital
haben.

Wir 'werden uns vielleicht in der nächst,en
Zeit darüber unterhalt,en müssen, ob wir nicht
in gewisser Bezi'ehUing die RichHinien noch
verbessern können, gerlade zugunst'en der klei
'nen Siedler, die beim Bauen steokengeblieben
sind. Natürlich wird die finanzielle Hilfe bei
einem gewissen 'Baustadium ,erfolgen, nicht
aber dann, wenn das Haus ,bereits f'ertig ist.
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andere Arbeiten, erfol-gte innerhalb der Genos
senschafteni,n Arbeitsparhen, teilweis'e in der
freizeit der Mitglieder, zum B'eispiei an Sams
tagen und Sonntagen. Man hat gesc'hen, daß
die ATbeit bei diesen Baustellen schneN vor
wärtsgeschritten ist. Wir haben weiter fest
gestellt, daß oft ei'ne Verbilligung der Bau
kosten um 20 bis 26 % eingetreten 'ist. Es
haben auch viele Gemeinden selbständig den
Siedlern oder \Vohnungssuchenden, welche
Eigentumswohnungen haben wol'1ten, durch
Beistellung des Baugrundes usw. fördernd
unter die Arme gegriffen. So wurde auch
Arbeitern die Möglichikeit gegeben, einen
eigenen Besitz zu erwerben. Der iklein,e Siedler
kann sich auch weitgehend unabhängig
machen, indem er Gemüse und andere Garten
produkte seihst anbaut, sich Kleintiere hält,
und so vom LebensmiHelmarkt unabhängig
wir,d, wo er all diese Sachen teuer bezahlen
muß. Auf diese W,ei'se ikann er aus 6gener
Kraft die Vel1pflegung für sich und seine
Familie verbi'lligen. Mit dem dadurch erspar
ten Geld ,kann er die Rückzahlung des Bau
kapitals leichterleist-en. Wenn alle Komponen
ten zusammenarbeiten, dann ist 'es sicherlich
auch für den kleinen Mann möglich, einen
Wiederaufbaukredit zu bekommen. Wir müs
sen tr,achtoen, daß ,in Zukunft der ,kleine Manl1
aus di,eser Stützungsa'ktion noch mehr Kredit
erhalten kann. Wir müssen in Niederösterreich
überhaupt aHes untennehmen, um mehr Wohn
raum zu 'schaffen. Wer Gelegenheit hatte, mit
Siedlern zu sprechen, ,die auf die geschilderte
Weise eine private Wohnung oder eine Ge
meindewohnung bekommen haben, der konnte
sehen, welche freude die Mieter oder Siedler
hatten, daß ihnen die Landesregierung zur
Erreichung ihres Zieles geholfen hat. Daraus
können wir ers-ehen, daß 'wir hi'er den richtigen
Weg eingeschla,gen haben. Dazu haben wir
zur Durchführung der Aktion noch keinen
eigenen Behördenapparat oder sOlJ1shge neue
Einrichtungen schaffen müssen, weil die
Arbeiten unsere bestehenden Landesämt'cr
übernommen haben. Den Landesämtern und
ihren Referenten, die die Bauvorhaben über
prüft haben, müssen wir dafür danken, daß
sie diese außertourliche Arbeit zu ihrer eilgent
lichen Arbeit noch zusätzlich geleistet haben.
Diesen Ämtern und ihren Referenten ist es zu
danken, daß die Sichtung ,der Ansuchen - wir
standen einem Wust solcher Ansuchen gegen
über - reibungslos vor sich ging. Die An
suchen waren so zahlreich, daß wir die Summe
von 37,000.000 S zur Aufteilung gebraucht
hätten. Selbstverständlich waren unter den Be
werhern auch manche, ·die den Richtlinien
nicht entsprochen haben. Auf Grund der ge-

Denn der fonds soH nicht dazu beitmgen,
neuen Hauseigentümern, die bereits ihre Woh
nungen bezogen haben, verbilligtes Kapital zu
gehen, sondern unsere Idee geht dahin, neuen
Wohnraum zu schaffen.

Und hier kommen wir auch auf den Weg
des sogenamüen Wohnungseigentums. ,Er wird
von vielen bekvittdt, 'Und viele glauben, daß es
nicht ,der richüge Weg wäre. Wer in Rom
war, wer in Bukarest oder ,auch in Budapest
war, der konnte feststellen, daß dort ,ganze
StadHeile naoh diesem System aufgebaut
wurden. Man soll schon hier immer das Gute
aner'l~ennen. Wichbg für uns ist - egal wel
cher W'eg gegangen wird oder gegangen wer
,den muß~, daß neuer Wohnraum ,geschaffen
wird.

Wir haben auch noch einen dritten Sektor,
der sehr .ausbaufä'1üg ist und unbedingt ,geför
dert werden muß, er betrifftu'l1s-ere Siedlungs
genos'senschaHen. Die gemeinnütz'igen Sied
lungsgenossenschaften Ihaben den Vorteil, daß
sie auf Grund ihrer Satzun,glen die Gebühren
freiheit haben. Gegenüber dem kleinen Siedler,
der 'Überall die Gebühren bezahlen muß, ist
das ein des,ilg,er Vorteil. Neben diesen Sied
lungsg,enossenschaften gibt es auch andere
SiedluI1lgsgenossenschaften, die aber die Ge
meinnützigkeit in ihren Satzungen nicht auf
genommen haben. Die gemeinnützigen Sied
lungsgenossenschaften haben noch ,den Vor
teil, daß sie auch aus dem 'Bundes-Wohn- und
Si,edlungsfonrds Gelder beanspruchen können.
lchhahe schon bei der 'letzten Budgetdebatte
darauf hingewiesen, daß wir gegenüber den
anderen Bundesländern aus dem Grunde ins
Hintertreffen geraten si,nd, weil wir ,in Nieder
österreich bisher viel zu wenig Siedlungsträger
haben, die wink,lich die Kraft und die Eignung
für den Siedlungsgedanken habeil. Ein Siedler,
der sichei'ner gemeinnützi,gen Wohnungs
genossenschaft anschließt, muß schon eine
ordenHiche Portion Idealismus haben. Er
schließt sich nämlich in eine Gemeinschaft ein,
die deswegen gebildet wird, damit das Sied
lungsbauvorhahen verbi'll-igt wird. Wir haben
ber,eits wunderbare Beispiele erlebt, und zwar
konnten wir in Tirol, in Steiermark und in ver
schiedenen ·anderen -Bundesländern festst,ellen,
daß zum Beispiel Bauvorhaben, die ein Prä
liminare von 50.000 bis 50.non S hatten, von
diesen ,gemeinnützigen Genossenschaften um
einen weitaus billigeren Betr.ag hergestellt
werden konnten. Alle Arbeiten, die nicht un
bedi,nlgt der ,B.aumeisterselbst machen muß,
di,eaber unter seiner Aufsicht gemacht werden
können, haben die Siedler selbst verrichtet.
Diese wer'ktähge Arbeit der Siedler, zum Bei
spiel die Grundaushebung und verschiedene
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machten Erfahrungen werden wir die gegen
wärtigen Richtlinien in einer für die Sied
lungswerber 'günstigeren form ändern müssen.
Ihr Grundgedanke j'cdoch ist gut.

Es wurde f,estgestellt - wir haben es auch
vom H-errn Berichterstatter gehört -, daß
251 Wohnungen auf dem priv,aten Sektor,
45 Wohnung'en im Wohnungseigentum,
78 Wohnungen durch Siedlungsg,enossenschaf
ten und 150 Wohnungen durch Gemeinden
hergestellt wurde'n. Die Gemeinden haben
3,500.000 S, die privaten iBauherren, also die
Einzelbaubewerber, rund 4,500.000 S erhalten.
Die Geigenüberstellung, daß die Gemeinden
für 150 Wohnungen 3,500.000 S und die pri
vaten Bauherren für 251 Wohnungen nur um
1 MiJllion Schilling mehr, also rund 4,500.000 S
erhalten halben, zei.gt uns, daß doch auf dem
privaten Sektor, und zwar durch die teilweise
eigene Arbeitsleistung der Si,edler, am hiHigsten
gebaut werden kmm. Das haben wir übrigens
auch schon bei der Überprüfung der einge
langten Ansuchen festgestell t.

Es ist bemängelt worden, daß Bewerbern
nur 20 % des iBauerfordernisses zugewiesen
werden. Es wird zugegeben, daß dieser Teil
für den 'einen oder anderen momentan zu
gering ist; wir dürfen .aber nicht vergessen,
daß die Ansuchen genau überprüft werden
müssen, um zu sehen, ob die Angaben stim
men. Es mag schon 'vorkommen,daß einer
sagt, mit den 20% könne er nichts anfangen;
tatsächlich haben aber doch viele angefangen
und nach IErledigung der unbedingtnotwen
digen Überprüfung und üurchrechnung aller
Unterlagen b~\kommt er -entsprechend dem wei
teren ßaufortschritt noch weitere Beiträge. Es
ist so \vie ,bei dem Bundes-Wohn- und Sied
lungsfonds. ;Es muß sich die öffentlic1he Hand
in irgcndeiner form sichern, daß diese Gel der
nicht etwa in andere Kanäle abschwimmen
und für andere Zwecke verwendet werden.

Es ist erfreulkh, ,daß sich die Landesregie
rung geeinigt hat, weitere 8,000.000 S für
die Wohnungs- und Siedlungsbauförderung in
Nieder'Ö'sterreich zur Verfügung zu stellen.
Die schwerste Last auf diesem Gebiete fällt
unserem finanzreferenl-en zu und es ist ihm zu
danken, daß -er imstande gewesen ist, diese
Gelder im Kreditwege zu bekommen. Sie wis
sen alle ganz genau, daß der Kreditsektor
äußerst angespannt ist und man ka'nn heute
selbst bei guter SichersteUung nicht so leicht
lO.ono oder 20.noo S bekommen. Es ist daher
besonders .anzuerkennen, daß hier rechtzeitig
Vorsorge getroffen wurde. Ich danke daher
der Landesregierung und 'ihrem finanzreferen
ten herzlich. AUe Herren Abg'eordnet'en bitte
ich aber, zur weiteren Förderung des Woh- I

nungs- und Siedlungswesens in Niederöster
reich gemeinsam beizutragen, damit diese
Akbonauf breiter Basis durchgeführt werden
kann. Wir dürfen auf diesem Oebie'te nicht
vielleicht in irgend einer form einseitig den
ken oder handdn, 'sondern müssen ,immer das
große Werk vor unseren Augen haben, näm
lich den}enigen zu helfen, die WO'hnraum
brauchen,damit die einzel'nen Ifamili,en mit
ihren Kindern gesund wohnen können. Wir
haben festgestellt, daßdi,e,Erlkmnkungenan
Tuberkulose sehr weit fortgeschriUen sind,
weil eben viele Wohnstätten nicht aIs ~gesunde

Wohnungen ,angesprochen werden können.
Sons~ käme es nicht vor, daß in den ozon
reichen Gegenden ,des Waldvi-ertelsund i'n an
deren gesunden Gebieten die Tuberkulose so
grassiert.

Ich bitt'e Sie daher,in dieser wirkl'ich ern
sten frage, Wohnraum für die Kleinsten und
Ärmsten zu schaHen,f-est zusammenzustehen,
damit derm familien und damit unser ,ge
samtes Volk wieder gesunden können. (Beifall
bei der ÖVP.)

rPRkSIiDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg. Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Heute
kommt ,dem Wohnungsbau mehr denn je eine
ganz besondere Bedeutung zu, und zwar von~

Standpunkt der Versor,gung der Wohnungs
suchenden mit billigen, gesunden Wohnungen
und vom Standpunkt ,der Arbeitsbeschaffung
für ,die immer größer werdende Zah'l der Be
schäftigungslosen.

Der Wohnungsbau hat ,auch für Nieder
österreich hervorragende 'Bedeutung, ist doch
Niederösterreich das Bundesland, das nach
Wien durch den letzten Krieg am schwersten
betroffen wurde. Der letzte Krieg hat beson
ders auf dem Gebiet der Wohnungen ganz
große Zerstörungen hinterlassen. Wenn der
Wiederaufbau in Ni,ederösterreich schon im
allgemeinen nioht ,das gewünschtie Te:mpoan
'genommen hat, was vor aHem auf die plan
mäßige -Benachteiligung unseres Landes durch
die Bundesregierung zurückzuführen ist, so ist
dieses Tempo auf dem Gebiet der Wj,ederher
stellung der WO'hnungen geradezu als kata
strophal zu bezeichnen. Am 1. Jänner des heu
rigen Jahres waren beispielsweis,e in Nieder
österreich noch 88.000 Wohng,ebäude kriegs
zerstört. Wenn man nun bedenkt, daß diese
Wohngebäude im Durchschnitt mehr als eine
Wohnung beinhalten, so fi,ndet mau, daß die
Zahl der kriegszerst'Örten Wohnungen eine
überaus ,große ist. Wenn man ,dazu noch er
fährt, daß am gleichen 1. Jänner des 'heurigen
Jahres in Niederösterreich 18.231 Wohnungs
suchende vorgemerkt waren, darunter 6326



8 LanditlligV'on Nilooeroo,t,errei,ch. 11. Sess'ion der V. WaJhlperiode. 2. Siit1mng ,-am 25. Okftoiber 1950.
--------- -----

der Dringlichkeitsstufe I, so ersieht man schon
dar-aus, daß der Wiederaufbau der kriegszer
störten Wohnungen dne wesentliche Entspan
nung auf dem Wohnungsmarkt mit sich ge
bracht hätte.

Zu der Zahl der Wohnungssuchenden ist
noch zusagen, daß die tatsächliche Anzahl
natürlich weit höher li,egt, wei'l der überwie
gende Teil der Wohnungssuchenden heute gar
nicht mehr zum Wohnungsamt geht, 'um sei
nen Wohnungsbedarf 'anzume'1den, da sie von
vomher,ein die AussichtslosigkeH des An
suchens um eine Wohnung einsehen. Sie lassen
sich Heber mH FamHienalngehörigen zusammen
pferchen und versuchen, irgendwo durchzu
kommen, bevor 'Sie den Leidensweg antreten,
von Zeit zu Zeit beim Wohnungsamt zu er
scheinen und dort immer wieder das gleiche
Lied zu hören: Wir können nichts machen, wir
haben keine Wohnungen, wir sind 'Hichtin der
Lage, den Wohnungsbedarf auch tatsächlich
zu befriedi1gen.

Der Wohnungsbau Ihat aber für Niederöster
reichauch auf dem -Gebiete der Arbeitsbeschaf
fungganz besondere Bedeutung. Am 30. Sep
tember des 'heurigen Jahres waren in unserem
Lande über 2000 Bauarbeiter arbeitslos. Wenn
wir es 'v,erstanden hätten, ,hier in Niederöster
reich den Wohnungsbau wirklich zu forcieren,
vor allem den Wieder-aufbau der kriegszerstör
ten Wohnungen, so hätten wir auf der einen
Seite dien dringendst1en Bedarf an WOlhnungen
befriedigen können, und auf der anderen Seite
hätten wir unsere Wirtschaft unterstützt, das
heißt, wir hätten den me'hr als 2000 beschäf
tigungslosen Bauarbeitern Beschäfhgungsmög
lichlkeitgegeben.

Für uns in Niederösterreich, wie überhaupt
für Gesamtösterreioh, ist es daher notwendig,
daß dem Wohnungsbau in der nächsten Zeit
mehr Beachtung geschenkt wird als bisher,
und zwar von 'einem ganz besonderen Stand
punkt aus, der sich bis jetzta-Js der einz'ig
richtig,e herauS!g'estellt hat: dem Wohnungsbau
durch die öffentlichen KÖllperschaften. Und
hier 'kommen in erster ILinie die Gemeinden als
Trä1ger des soz'ialen Wohnungsbaues iÜl Frage.
Es müssen alle Mittel ,eingesetzt wlerden, um
den in ihren finanziellen Mitteln äußerst be
drängt'en Gemeinden die Möglichk'eit zu hieten,
diesen soz'ialen Wohnungsbau wirklich durch
führen zu ikönnen. BeiaHen anderen Wegen,
die bisher beschrit-ten wurden, von der -berühm
ten Pri'vat-initi-ative _angdangen bis zu den
Eigentumswohnungen, hat sich herausgestellt,
daß sie eine wirkliche Linderung -der Woh
nungsnot nicht 'herbeiführen können. In allen
kapitalistischen Ländern, wo auf dem Gebiet
des Wohnungsbaues auch -die Privatinitiative

------ - ---

herrscht, stdlt sich heraus, daß es zwar auf
der dnen Seite lJ,eere Wolhnungen gibt, daß aber
auf der anderen Se-ite ein großer Teil der
arbeitenden Bevölkerung entweder keine Woh
nung bes'itzt oder in Wohnungen leben muß,
die diese BezeiohnU'ng überhaupt nicht ver
dienen. Denn auf Grund der PrivaNniNaüve
sind die Mieten in diesen Wohnungen derart
:gesteigert worden, daß es für dien durchsohnitt
lichen anbeitenden Menschen unmö,glich ist,
eine entsprechende gesunde Wohnung zu be
z'iehen.

Es gehört zu einer der Aufgahen, die die
öffentliche Hand gegenüber der Bevölkerung
hat, wie z. B. Versorgull1g mit g'esundem Trink
wasser, mit einwandfreien Venkehrswegen und
einer einw.andfreien Kanalisation, auch die
Versorgung der Bevölk'erung mit gesunden,
bil-hg,en Wohnungen. Das ist der Weg, der be
schritten werden muß, weil er auch der einzige
Weg ist, der planmäßig die Wohnungsnot
beseitigt und vor allem jene in eine Wohnung
bringt, die als die dringlichsten Fälle bei den
WOlhnungsämtem 'vo~gemerkt sind.

Und! darum, weil wir 'wissen, wie dringend
notwendi,g der Bau von Wohnungen gerade in
Ni,eder-österreich ist, stimmen wir für den vor
liegenden Antrarg, der 'vorsieht, daß weitere
8,000.000 S zu den bereits bewilligten
12,000.000 S als Kreditgewährung für den
Bau von ,neuen Wohnungen 'verwendet werden
sonen. Die Zustimmung zu dem vorl-iegenden
Antrag bedeutet aber k'einesfalls, daß wir mit
der Form oder der Met'hode der Vergebung
dieser Kredite einverstanden sind.

Der Hohe Landtag 'hat im März des heu
rigen Jahres beschlossen, 12,000.000 S für
den Wohnungsbau zur Verfügung zu stellen.
Vom Beschluß his zur tatsächlichen Durch
führung war allerdings ein weiter Wtlg. Erst
Ende Juli wurde in den Amtsblättern der
Bez,irkshauptmannschaften von der Möglich
keit der Krediterlangu-ng für Zwecke des
Wohnungsbaues Mitteilung gemacht, und mit
Stichtag 15. August wurde dann ber-eits fest
gestellt, daß 'keine weiteren Ansuchen mehr
entgegengenommen werden können. Bis die
vorliegenden Ansuchen behandelt war'en und
die Kredite zur Auszahlung gelangten, ist es
'praktisch Herbst geworden, das heißt, als man
auf den Bauplätzen ber,eits ang,efangen 'hat,
zusammenzuräumen, sind die Mittel zur Ver
fügung Igestellt 'Worden, damit Wohnungen
1gebaut werden können. Wir wollen hoHen,
daß mit den vorgesehenen 8,000.000 S der
Wohnhausb-au in Niederösterreich ,in -einem
'größeren Ausmaß und in einem heschleuni-g
teren Tempo vor sich gehen wird.

Eine zweite Sache, die bei der jetzigen Form
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der V>ergehung ,dieser IKredite !unsere Zustim
mung nicht finden kann, ist, daß man ganz
unabhängig von dem tatsächli<:'hen Wohnungs
bedarf der einzelnen Gemeinden diese Kredite
vergeben hat. So hat beispielsweise die am
meisten zerst'örte Stadt Niederösterreichs, näm
lich Wiener Neustadt, keinen einzi'gen Gro
schen für Zwecke des Wohnungsbaues aus ,die
sem Kredit erhalten, und zwar mit der Be
gründung, ,daß diese iStadt, von der nur ganz
wenig Häuser und Wohnstätten stehengeblie
ben sind, ohnehin aus dem Wohnungswieder
aufbaufonds 'be~eits 19,000.000 5 erhalten
hat. Ich glaube, daß das nicht die richtige
Begründung ist, sondern daß bei Vergebung
von Krediten an die Kr-eclitsuchenden vor
allem von dem Standpunkt ausgegangen wer
den muß: Wo gibt es die größte Wohnungsnot

• und wie können diese dringendst'en Wohnungs
fäHe am raschesten beseitigt werden?

Eine weitere Form, mit der wir nicht einver
stlandien sind, ist die Tatsache, daß mehr als
die Hälfte des Geldes an Private als Kredit
zur Vergebung gelangt ist. Wenn man sich die
Listen der iKreditempfänger ansohaut, so wird
ma'n, abgesehen von einigen Schönheitsfehlern,
die auf andere Ursachen zurückzuführen sind,
feststellen 'können, daß durch diese Kredit"
gewährung an Privlate von den 18.231 Woh
nungssuchenden, die es in Niederösterreich
gibt, kein einügereine' Wohnung erhalten
wird, weil die Wohnungen, die bisher diesen
neuen 'Wohnungsbesitzern gehört haben, ent
we,der in Geschäftslokale umgewandelt oder
anderen f,amiliären Zwecken zugeführt, nicht
aber dem Wohnllngsmarkt zur Befriedigung
des Wohnun1gsbedarfes zur Verfügung gestellt
werden. Gemde in Niederösterreich muß bei
Verwendung dieser bescheidenen Mittel un
bedingt ganz besonders der Grundsatz gelten,
daß die von der öffentlichen Hand zur Ver
fügung Igestdlten Mittel in erster Linie tat
sächlich den Wohnungssuchenden zugute kom
men sollen. Das kann, wie ich 'Schon aus
geführt 'habe,allch in Niederösterreich nicht
anders geschehen,als über die Kredithilfe an
(he Gemei1nden, zum Zwecke ihres sozialen
Wohnungsbaues. Die Landesregierung hat mit
der Bereitstellung di,eser Mittel eine Erleich
terung für den Wohnungsmarkt geschaffen
Es wäre aher falsch, wenn die Landesregierung
nun glauben würde, ,daß damit auch 'Schon
alles auf dem Gebi>ete des Wohnungsbaues
getan ist. Ich glaube, die prumitivste Aufgabe
der Landesregierung muß mehr daün be
stehen, daß endlich die durch das Versäumnis
der Landesregierung zustande gekommene
AuHeilungsquote aus ,dem Wohnungswieder
ilufbaufonds, die eine schwere Belastung für

Nieder'österreich darstellt,entsprechend erhöht
wird. Obwohl di,e Kriegsschäden des Landes
Niederösterreichs schätzungsweise 25 % der
Kriegsschäden von Oesam~österf'eich aus
machen, werden ,aus dem Hundes-Wohn- und
Wiederaufbaufo'l1'ds dem Lande Niederöster
reioh nur 9 % zur Verfügung gest,ellt. Hier
muß es also Aufgabe der Landesregierung
sein, der Bundesregierung klar zu machen,
daß auch Niederöst,erreich das Recht auf e'ine
anständig,e Dotierung aus diesem Wohnungs
wiederaufbaufonds besitzt und daß mit diesem
derzeitigen AuHeHungsschlüssel das Land
Ni:ederösterreich nicht einverstanden ist. Das
Land Nieder,österreich muß vielmehr darauf
bestehen, di'e ihm zustehenden 2'5 % aus diesem
fonds zu erhaUen. Damit wäre schon lauf
einem Gebiete die Möglichkeit der Errichtung
der notwendigen Wohnungen gegeben.

Eine weitere Auflgabe der Landesregierun1g
muß dari'n bestehen, endlich vom finanz
ministier die Refundierung der dem Hunde zur
Last fallenden 'Und bisher vom Lande getrage
nen Wiederaufbauikosten zu erlangen. Mit die
sen Geldmitteln, 'um die wir einen ener,gischen
Kampf führen müssen, wäre es möglich, in
großZ'ügiger,er Weise ,aIs bisher auf dem Ge
biete des Wo'hnungsbaues fortzuschl'eit,en. Wir
'haben Iheuer überhaupt erst den Anf'angauf
dem Gebiete des Wo'hnungsbaues gemacht.
Mit den genannten Mitteln wäre ,es aber mög
lich, den notwendigen Wohnungsbau zu finan
zieren und so zur Linderung der Wahnungs
not beizutragen und damit auch auf der an·
deren Seite die Arbeitslosigkeit einzudämmen,

Ich möcht,e noch auf einen Umstand hin
weisen, der in der Bevölkerung beSO'nderen
Unwi:JJen hervorruft und zweifellos einen Weg
zur finanzierung des Wohnungsbaues dar
stellt. Es besteht die Tatsache, das seit Jahren
von der Bevöl1kemng für verschiedene Nah
rungs- und Oenußmittel einso,genannter Auf
bauzuschlag eingehoben wird, der dazu
bestimmt sein sollte, ,cJti'e Kriegsschäden zu be
beseitigen. Die Blevölikerul1lg fragt mit Recht,
warum aus diesem Aufbauzulschlag, der in die
Hunderte Millionen SchiUing geht, nicht die
so dringmd notwendigen anständig,en Woh
nungen gehaut werden, damit in Österreich
die Zahl der Wohnunlgslosen kleiner und ,die
Zahl der Beschäftigten da:gegen größer wird.
Hier wir,d es Aufgabe der Landesregierung
sein, in der weitleren Entwioklung wirklich
nichts unversucht zu ,lassen und sich mitaJler
Energie dafür einzusetz·en, daß diese Möglich
keiten der finanz!ierung des Wohnungsbaues
el'sohlossen und den Gemeilnden Mittel zur
Verfügung gestdlt werden, ,damit diese einen
wirklich sozialen Wohnungsbau, den :Bau von
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gesunde-n, billig'en Wohnungen, durchführen
können.

PiRASIDEiNT: Zum Worte gellangt Herr
Abg. Wondrak

Abg. WONDRAK: Hoher La1ndtag! I::in~

erfreuJtich'e Vorlage der Landesregierung liegt
uns heuk zur Bescklußfassung vor. Wir kom
men damit auf ein Gebiet, das uns in der letz
ten Zeit sehr viele Sorrgen macht~. Die Woh
nungsnot ist nämlich eine frage, die keine
österreichische, aber auch keinelüederöster
reichische Angelegenheit ist, denn }eder
Mensch, der die Vorkommnisse in der Welt
aufmerksam verfo'lgt, weiß, daß es in der gan
zen Welt Wohnungsnot gibt und daß verschie
dene Versuche unternommen werden, um die
sem modernen Übel der Menschheit in wit'k
samer Weise entgegenzutreten. Die zur
Debatte stehende Vorlage stellt einen weiteren
Versuch dar, um VOIll Landes wegen einen
kleinen B:eitrag dazu zu leisten, damit mehr
Wo'hnraum geschaHen werden kann. 'Es wurde
uns gesagt, daß diese Auf'gahe in verschiede
ner form gel,äst werden kann. Das -ist nicht
bestritten. Ich ikomme aus einer Gemeinde, wo
schon früher drei dieser Wege beschritten wor
den sind 'Und wo wir ebenfalls den Versuch
unternommen haben, unter Anwendung neuer
Methoden dieser wirklich drückenden Not an
Wohnraum wenigstens teilweise mit Erfolg
entgegenzuwirken. Im großen und ganz'en
wirdaher doch übers'ehen - wenn es auch die
Herren der Österreichischen VÜ'lksp,artei be
streiten, es ist aber doch so -, daß durch die
Zuwendungen für den Wohnungsbau durch
die private Hand der Hauptstock ,derjenigen,
die eine Wohnung unbedingt brauchen, nicht
im leisesten davon berührt wird. Ich bin nicht
da,g,egen, und wir führen es in meiner Ge
meinde auch durch, daß die Versuche, den pri
vaten Wohnungsbau zu fördern, auch weiter
hin fortg,esetzt werden. WÜ' wissen, daß die
drei Dinge: öffentliche Mittel, kleilnes Eigen
k'apital, die selbständige Arbeitsleistung des
einzelnen Wohnung'swerbers, geschickt ge
mischt, Höc'hstleistungen el'möglichen. Trotz
dem muß aber, wenn man genau die Liste derer
durchsieht, die auf diese Art und Weise zu
einer Wohnung kommen, immer wieder gesagt
werden, daß gerade die am tiefsten im Woh
nungselend 'befindlichen Leute so auf keinen
Fall zu einer Wohnung kommen. Ob S'iees
g,erne hören oder micht, es gibt da nur einen
Ausweg: den sozialen Wohnungsbau der Ge
mein,den. Nur dieser ist in der Lage, den Ärm
sten 'Unter den Wohnungssuchenden auch wirk
lich eine Wohnung zu verschaffren.

Über diesen Umstand kommen wir nicht
hinweg, und wir sind immer wieder bestürzt,

wenn wir auf der anderen Seite hören - ich
denke da an den Hund -, daß das ganze Jahr
ausgefüllt ist mit :Kämpfen, damit ,dies<:, wie
man meinen sollte selbstverständliche Sache
Endlich ei'nmal Gemeingut des ganzen Volkes
oder, besser gesagt, der politischen Parteien
und ihrer Vertrder wird.

Es ist leider unrichtig, daß der private Woh
nungsbau, auch wenn unter den Geförderten
dann und wann ein armer Maurergehilfe sein
sollte, ausreicht, denen, die keine Wohnung
haben, zu einer Wohnung zu verhelfen. Darf
ich hier die frage stellen: Was t'Ull diejenigen,
die über kei:n Eigenkapital verfügen,und was
tun diejenigen ich denke da an die Krüppel,
an die Opfer des Krieges ---, die illfolge ihrer
körperl:ichen Verfassung nicht in der Lage
sind, selbst Hand anzulegen und auch nicht
das Geld haben, um sich von einem Bau- •
meistEr ein ,Haus schlüsselfertig bauen zu
lassen? Diese Menschen würden überhaupt nie
zu einer WÜ'hnung kommen, wenn wir uns
nicht entschließen, etwas zu tun, damit auch
diese Menschen eine Wohnung erhalten.

IchgI.auhe, daß die Schaffung von Wohn
raum nur dann von Erfolg begleitet sein kann
- da stimme ich den Ausführungen des Herrn
Präsidenten Endl zu -, wenn man aI1eMög
lichkeiten erschöpft. Mle Möglichkeiten er
schöpfen heißt aber, daß darin auch eine ge
wisse Planl11äßigkeit liegen muß. Ich weiß.
daß das Wort Planwirtschaft auf manch~
noch immer wie ein rotes Tuch wirkt, aber der
jenige, der die Dinge willklich kennt und dem
nichts anderes am 'Herzen liegt, als Woh
nungssuchenden endlich eine Wohnung zu
geben, weiß, daß eine planmäßige Berücksich
tigung der Wohnungssuchenden, die unter den
unwürdigsten Verhältnisscn wohnen, nur dann
möglich sein wird, wenn von einer Gebiets
körperschaft, sagen wir von den Gemeinden,
Wohnungen gebaut werden und 'Wenn die
Wohnungsvergebung nach einem Punkte
system oder auch auf eine a'ndere Art, wie Sie
eben die Dinge anpacken woHen,erfo:lgt.

Ober diese Dinge müsscn wir ins klare ,kom
men, und ich fürcMe sehr, wcnn da nicht bald
Einkehr und Einsicht eintritt und wenn man
die Menschen, die keine Wohnung haben, wei
ter in d~esem Zustand verharren läßt, wird
das der Ausgangspunkt schwerer sozialer
Gärungen sein, die man dann auf keinen f aU
mit Redensarten wird beschwichtigen können.
Ich glaube daher, daß :es notwendig ist, jeden
sozialen \Vohnungsbau zu fördern und zu
unterstützen. Ich hitteaber, dabei nicht aus
irgendwelchen Vorurteilen der Ärmst1en zu ver
gessen, von denen wir wissen, daß sie nur mit
Hilfe der Gemeinschaft zu einer Wohnunc,

b
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kommen können. Wenn wir diesen Grunds,atz
,gelten ,lassen, dann, meine Slehr Verehrten,
wird auch die Landesregierung ,in der Lage
sein, bei der Verg'ebung der 8 MiHionen Schil
ling auf diesen Umstand weit,gehend Rück
sicht zu 'nehmen.

,Ich gehe noch ein Stück weit.er, es gehört
zwar nicht hierher, aber es muß gesagt wer
den: Wir führen hier ,einen Kampf, von dem
wir wissen ,das zeilgt die ·Praxis - daß er
vergeblich geführt wird, wenn es uns nicht
auch gelingt,werügstens teilweise den Verfall
der .alt-en Wohnun~en aufzuhalten. Es ist
geradezu ein System, das darin besteht, daß
man, obwo'hl heute gesetzliche Verpflichtungen
bestehen, den vorhandenen Wohnraum zu er
hai\ten, bewußt diese Wohnungen verfallen
läßt, weil man nicht dar.an interessiut ist, daß
Mitmenschen als Miet,er in solchen Wohnun
gen wohnen. Huer müßte ebenf.alls entgegen
gewirkt werden.

Und dann das Wo·hnungsanforderungs
gesetz. Der Herr Landeshauptmann ist leider
nicht hier. Wirhahen in Niederösterpeich6n
Anforderungsrecht, das kein Recht ist. Das
bringt mit sich, daß wir auf der 'einen Seite
sehr viel Wohnungsluxus haben, dem lauf der
anderen Seite ein gräßliches 'Wohnungselend
gegenübersteht. Das ist k'eine politische Macht
frage in mei'nen Alligen ; hier würde nichts an
deres geschehen, als sozilalle Ger'echhg1ke'it aus
gelöst werdell,und ich bedauere nur sehr, daß
man i'n Niederösterreichkein derartgeschlos
senes AnforderungsreC'~t hat, durch das wir
den armen Teufeln, dile keine Wohnung haben,
zu einer solchen verhelfen könnten.

Die Zahlen, die vom 'Herrn Abg. Dubovsky
an~egeben wurden, sind, das wird er 'selbst
wissen, nur ,TeilzahIen. Die Not ist viel
größer. Nehmen Sie nur jene Mieter, die schon
in Wohnungen wohnen, aber in solchen Räu
men, die man nicht als Wohnungen an
spr'echen kann, dann werden Sie darauf kom
men, daß wir vor einer unermeßlichen Auf'gabe
stehen, die der Bund, das Land und die Ge~
meinden und auch die Privaten nur gemein
sam ll'Ösen können werden. I'n unserer Stadt
gibt es nach vorsichtigen Schätzungen und
nach Überprüfungen, die fast auf 100 Prozent
hinauslaufen, 1000 f:a'lllilien, die Ül Wohnun
gen wohnen, die man nicht als solche anspre
chen kann. ,Eine Stadt von 12.000 Einwoh
nern! Multiplizieren Sie das für :g,anz Nieder
österreich, und dann haben Si:e 'erst das rich
tige Bild, was an Wohrwaum in diesem Lande
fehlt.

Ich bin daher namens meiner fraktion be
rechtigt, zu erklären, daß .auch wir diese Vor
lage begrüßen und gerne UlÜ'erstützen. Ich

sproeche aber die Erwartung aus, daß, di,ese
8 Millionen Schilling z'weckmäßig und ratio
IIlie!1I für die Bedürftigsten verwendet werden,
damit die Bevölkerung sieht, daß das Land
Niederösterreich, süweit es seine f!inanzkraft
erliaubt, wirklich bsetrebtist, dem Wohnungs
elend wenilgstens teilweise zu steuern. In die
sem Sinne bin ,ich berechtigt, zu erklären, ,daß
meine fra'kt<ion für diese' Vorlage stimmt.
(Beifall bei der SPÖ.)

F:RÄ'SrOENT: Zum Worte ~elangt der H,err
Abg. Za eh.

Ahg. ZACH: Meine sehr verehrt!en !Frauen
und Herren des 'Hohen Landtages! Es ist
nicht nur sehr erfreulich, daß di'ese Vorlage
heute eingebmcht wurde, weil damit wi'eder
eine größere Anzahl von Wohnungen geschaf
fen werden· kann, sondern es ist auch desweg,en
ganz besonders erfroeulich, weil dieser Antrag
den Ausgangspunkt bietet, um eine solche
Aussprache, wie si1e bis jetzt stattgefunden
hat, herbeizuführen. Es ist nämlich wirklich
notwendig, Hohes Haus, daß über diesen für
die gesamte Wirtschaft und, wie schon be
tont wurde, 'auch für die Gesundheit unseres
Volk,es so wichtigen Gegenstand wirklich in
di:e Tiefe und in die Breite gehende He
spflechun:gen stattfinden.

Von allen Ausführungen, die bis jetzt gehört
wurden, ist sicherlich sehr vieles zu unter
streichen, und ich 'glaube, wir Iwönnen die
Hoff:nungh,aben, wenn diese Ausspr,achen so
weitergdührt werden, daß wir uns endHch zu
sammenfinden, um dem gefährlichsten Übel
unserer Zeit, das istdi'e Wohnungsnot, wirk,
lieh beilkommen zu können. Denn 'alle sind
sich ja darüber einig, daß es das schrecklkh
ste für eine F,amilie ist, 'wohnungslos zu sein,
und es ist keine :Phrase, wenn man 'so oft hört,
lieber am A'bend nur Wasser ·uIlid Brot, ,als
kleine Wohnung zu haben. !Dieses Wühnungs
bedürfnis, die Wohnul1lgssehnsucht, ist, glaube
ich die stärkste und 'l11ächtigst,e Sehnsucht in
unser,er Zeit. Und wenn nun gesagt wird, es
soUe der Weg gefunden 'Wlerden, auf dem die
größtmögliche ZaM von Wohnung,en mit dem
kleinsten Aufwand an Mitteln beschafft
werden kann, dann ist schon ein großer Fort
schritt zu verzeichnen.

Ich sage ,gleich jetzt, ja, es ist richtig, daß
in der heutigen Zeit viel zuwenig von den
Ärmsten der Armen zu einer Wohnung kom
men. Ich glaube aber, es ist doch ein Irrtum,
wenn man der Meinung ist, daß nur über den
Weg des sog,ena'Ilinten sozialen Wohn'haus
baues die ärmsten Wohnungssuchenden wirk
lich zu einer Wohnung 'kolmmen können. Ich
sage, diie Theorie is.t wohl herrlich, !laßt uns
aber auch einmal die Praxis sehen! Wenn wir



12 Landt,ag V10n Ni'ederoo'terreich. II. SeG~ion der V. Wahlpe'riode. 2. Sitzung am 25. Oktober 1950.

w,irklich den hesten Weg suchen wollen, dann
müssen wir d'i,e Sache auch in der Praxis an
sehen. Ich komme ,aus einer Stladt, wo, wile
schon ausgeführt wurde, die ,größve Woh
nUl1Jgsnot von ganrz Niederösterreich herrscht
(Abg. Wondrak: Komm zu mir, ich werde dir
das praktisch vorzeigen!) und wo trotzdem
durch die sehr z,ahlreichen sOgJenannten
sozialen Wohnhausbauten die Ärmsten doch
Z'U ikeirner Wohnung gekommen sind. Es hat
sich so,gar die T,atsache gezeigt, daß an
gebotene Wohnurngen in den so'genannten
sozi,alen Wohnhausbauten aus dem Grunde
ni,chi genommen werden konnten, weil die
damit zur IB'eteilung vorgesehenen Leute den
Mietzi'ns nicht bezahlen 'konnten, denn in den
sogenannten sozialen Wohnhausbautien in
Wiener Neustadt kostet eine Durc'hschnitts
wohnung - ich wm nicht sagen, eine kleine
Wohnung - 65 bis 109 Schi.Jling! W,as sich
da auf diesem Gebiete gerade bei den ganz
kleinen Leuten tut, das können Si,e sich leb
haft vorstellen. Ich weiß aber, daß ganz kleine
Leute, die 'Sie besonders 'angeführt 'haben, ins
besonders 'kinderreiche familien, auf einem
anderen Wege zu einem Eigenheim, bestehend
aus Zimmer, Kabinett und Küche gekommen
sind, undz:war ,auf diese Weise, daß sie sich
mit den 40 Prozent aus der Wohnbauförderung
des ,Landes die Wohnung selbst gebaut haben.
Ich bin schon mehl1mals in Versammlungen,
Zeitungen und Sitzungen verrissen worden,
weil ich gesiagt habe, man soll allen denen, di'e
waUen, auch Gelegenheit geben und die hel
fende Hand! reichen, damit diese wil1klich Ärm
sten der Armen nicht nur zu einer eigenen
Wohnung, sondern auch zu einem Stücker!
Grund kommen. Da haben die sozi,alen Maß
na'hmenin erster Lin.ie einzusetzen, daß man
durch Beistellu:ng eines billigen oder unentgelt
lichen iBauplatzes oder wenigstens einer Par
zelle 'di'esen Ärmsten zu Hilfe kommt. Ich bin
jederzeit g,eme bereit, mitzug,ehen, und wenn
es Sie interessiert, zu zeigen, wo ·das ber,eits
durchgeführt wurde. Es geht hier um die f nage:
Was verlangt man von dlem Arbeiter? Man
verlangt 'von ihm, daß er während 6 Tagen
8 bis 12 Stunden täglich schwerste Arbeit vler
richtet, und dann. soH er noch in den Abend
stunden und an freien Samstagnachmittagen
- 'vom Sonntlag will ich hier ,g,ar nicht reden
- arbei~en. Ich weiß schon, daß man mir dar-
auf sagen wird, das sind diejenigen, dile aus
dem Arbeiter auch das Letzte herausholen
wollen. Darauf k,ann kh nur erwidern, nie
mand wird ,dias verlangen und noch weniger
wird jemand dazu g,ezwungen werden. Wenn
aher jemand das B.estreben hat, auf di'ese Art
und Wei'se zu einer WohnungZ'U kommen,

dann soll ich :ihm die Hilfie auch leihen. Das
ist wohl der Hauptgmndsatz, den wir alle
gerade den Ärmsten zul,iebe verfo1lgen müssen.

:Wenn der Herr Aihg. ,ou'bovSiky mH beson
derer Unterstreichul1ig hervorgehoben hat, daß
er gJ.aubt, daß nur durch den sozialen Wohn
hausbau diese Menschen zu einer Wohnung
kommen können, dann sage ich ihm, es wipd
gut sein, wenn er in dieser frage die Literat'Uf
aller Staaten der Welt naohl,iest, welohe
Grundsätze sich da durchg'erung,en hahen. I'n
der Umgebung von Mosk,au werden siedIungs
lushgenMenschen Grat.i'sgwndstücke zur V'er
fügung gest,eHt und ,ebenso die Mittd zur
Errichtung eines Eigenheimes gebot'en. (Ab
geordneter Dubovsky: .Machen wir es halt
auch so!) Ebenso <gieschri'eht das in Bukarest.
Diese frage muß vom rein menschlichen
Sta'ndpunkt aus betmchtet und begutachtet
werden, sie darf aber nicht etwa von irgend
welchen Dogmen oder Theo'rien überschattet
werden. Nur so wird sich das 'Richtige durch
ringen.

Wenn weiter gesagt wurde, daß das Ganze
nur ein Tropfen auf ei'nen heiß'en St'ein ist,
dann unterstreiche ich das. Es ist bestimmt
noch nicht alles, es ist aber immerhin ei'n Aus
gangspunkt für eine Lösung. Wenn es uns
geI.ingt, diese Beträge durch zehn Jahre wirk
lich zur Verfügung zu stellen, dann haben wir
schon durch di,e Rückz,ahlung ·der Beträge
allein f,ast den Betrag, den wir heuer vorge
sehen haben, wi'eder in den fonds zurück
geführt. Wenn wir weiter die g,leichen Beträge
jä'hrlich noch dazu gehen, dann muß das
sohließl,ich für den notwendig,en Wohnhausbau
ausreichen. Sie werden mir vi'ellleicht sagen,
so lange rkönnien wir 'nicht w:art1en, ,da es 'Schon
jetzt so vj'ele Wohnungslose gibt. Das ist aber
nicht allein unsere Aufgabe. Ich hin jedenfalls
dafür, daß dabei auch die öffentlichen Wohn
haushauten ~- ob dies vom Bund, vom Lande
oder von der Gemeinde ,erhaut,e Wohnungen
sind - miUaufen. Man soll sich aher nioht
auf irgendei'ne bestimmte form festltegen. Es
hat ja auch schon eine Zieit <gegeben, wo man
gegen di,e Siedlungshewe,gung war. Ich war
noch ein ganz jungu Bursch, als ich damalls
gehört hahe, es sei nicht gut, wenn der Ge
meinschaftsgeist wächst, und dieser Gemeiln
schaftsgeist gedeihe nur ih den groß'en Wohn
hausbauten! Die Erfahrung hat aber gelehrt,
daß dem nicht so ist. Wer etwas tiefer si,C'ht,
muß bestätigen, daß dort ein ganz anderer
Geist als der Geme,inschaftsgeist wächst und
daß viele Mieter aus diesem "Paradies" der
großen Wohnihausbaut!ell unbedingt wieder
heraus wollen.

Ich komme nochmals auf die Ziffern zurück.
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"Ich habe einen Großwohnungsbau als B,eispi,el
vor miT, welcher 2,1 Millionen Schilling
kostet; diese 2.1 M'iHionen Schilling sind vom
Bund für einen Großrwohnungsbau in Wiener
Neustadt bewilligt worden. Mit diesen 2.1 Mil-'
lionen Schilling sind 31 Wohnungen geplant.
Ich habe nun nachgerechnet, daß ,auf eine
Wohnung durchschnittlioh 70.000 Schilling
kommel1. Mit dem gleichen Betrag aus öffent
lichen MiHieln könnten mit Hilfe der Wohn
bauförderung 3 l0mal soviel Wohnungen ge
schaffen werden.

Wer wirklich ehrlic'h will, daß wir die Woh
nungsnot bekämpfen, muß sagen, laßt uns auf
diesem Wege bis zu einer gewissen Grenze zu
sammen marschieren. Es ist auch unrichtig,
daß die durch den privaten Wohnungsbau
frei werdenden Wohnungen in Geschäftslokale
umg:ewandelt werden. für diese ist überhaupt
g,ar kein Bedürfnis vorhanden, sondern diese
Wohnungen werden dann gerade den Ärmsten
und BedürHigsten zufallen. Vide Gemeinden
sind schon Hausbesitzer und aus vielen Ge
meindewohnungen zirehensehr viele Mieter
wieder ,aus, weil sire sich eine eigene Wohnung
geschaffen haben. In diese midergeschrützt'en
Wohnungen Il~önnen dann gerade diese Ärmsten
der Armen hineinkommen. Nur ,auf diesem
Wege können tatsächhch die wirtschaftlich
schwächsten Mensohen wirklich zu einer Woh
nung kommen.

Ich untel'streiche das, was Herr Abg. Won
dra'k bezüglich der IErhaltung des Altwohn
hausbesitzes schon gesagt hat. Es muß aber
zugegeben werden, daß rauf diesem Gebi'ete
manches geschieht, was nicht zu unterschreiben
ist. rEs muß also auch hier Inach dem Rechten
gesehen werden. Es muß den B,esitzern von
Altwohnhäusern die Möglichkeit gegeben wer
den, daß sie in die ILage versetzt sind, ihr'en
Hausbesitz zu cphalten. leh will hi'erzu ein
prarklrisches Beispiel anführen. Ein Junggeselle
wohnt schon zwölf Jahre in einer Altmieter
wohnung und zah:lt für diese Wohnung monat
lich 14.70 S Zins. Die lnnenfenstrer sind micht
in Ordnung; er hat nun vom Hausbesitzer
verlangt, daß die Innenfenster erneuert wer
den. Die El1I1leuerung der Innenfenster hätte
840 SIglekostet. Rechnen Sie doch selbrer nach,
wie tange der Zins aufgespart hätte werden
müssen, um diese Kosten zu deckeil.

Das ist der springende Punkt auf dem Ge
bi'ete der Wohnungsrerhaltung- und -beschaf
fung.Es muß ein Weg !grefunden werden,
damit für die gleiche Ware die annähernd
gleiche Leistung zu erbringen ist. Es geht
nicht an, daß ger,ardre die Ärmsten der Armen
für die Löcher, in denen sie hausen, den
gleichen Mietzins zahlen, wie andere für eine

schöne Wohnung. Wir könnten die Woh
nungen z. B. Ül ziehn Oidier fünfzlehn KI,assen
einteilen und 'sagen, in dieser Kategorie kostet
dire Wohnung so viel, i'n jener so vilel 'il'SW.

Sie werden jetzt glauben, daß der Mrehrerllös
den Hausbesitzern zufließen soll. Nein! Nein!
Solangle 'es eine solche Wohnungsnot 'gibt,' wie
si'e jetzt hrerrrseht, müssen alle' zusammen
helfen; ,der Großteil diieser Mehl'einnahmen
müßte daher dem Wohnbaufonds zufließren.
Stellen Srie sich vor, welchen A'nteil dann
Ni'e'derösterJ1eich bekäme. Dann erst wären wir
in die Lage versetzt, wirlklich großzügig
Wohnungen zu hauel1. Wenn. rwir so weiter
bauen, wie es in den I'etzten zehn }alhren der
Fall Igewesen ist, so haben wir in fünf Jahren
mehr Wohl1'ungslose als heutre ; das ist ,eine
statistische, ei'nwandfJ1eie feststellung. Das
kann doch nicht der Zweck der Anstrengung
sein, daß wir immer wieder sagen: Wo!hnungs
bau! Wohnungshau!, und dann geht es rab
wärts anstatrt aufwärts.

Ich gJ,auhe, wir müssen wiJ1klich den Mut
aufbringen, zu sagen, du, lieber freund, prüfe
einmal ehrlich, ob es recht ist, wenn du für
dei'nle Wohnung 15 S oder 20 S zahlst, und
dein gleichaJt1eriger und das gleiche 'leistender
Kamerad z,ahlt für die gleiche Wohrnung 100 S
oder 15D S. Direser muß also ,bei g1e'ichem
Gehalt diese höhere Summe ,aufbring'en. Wir
müssen uns daher der Gerechtrj'gkC'it wegen aus
dieser Lethargie aufraffen; die uns ,noch immer
beherrscht, und sagen, ja, es ist notwendig,
Irange und schwierige Brer,echnungen anzu
stel:len und zu heraten, um einen mittleren
Weg zu finden. Ansonsten, glauhe ich, werden
wir uns nur zerstreitcnund vidleicht ,auch
noch andere Ding,e hCfrauf'bleschwör:en, aber die
Wohnungsnot werden wir ni'cht beheben. Wir
hoffen daher, daß diese 8 Millionen Schilling,
über die wir heute heschheßen werden, den
Ausgangspunkt für Neuland hilden we'rden,
für Neuland in der Bezi~hUing, daß wirklich
neue Wiege begangen werden. Wenn wir diese
neuen Wege nicht gehen, wird uns der Zwang
diese Wege weisen. Es gibt ,also nrur eine ein
z.irge Entscheidung :entwedrer frei diese Wege
zu suchen ode:r in anderer Weise auf sie ,ge
trieben zu werden.

Das ist rwahr:lich '!<reine Phrase, meine
Herren; wer selbst so manches miteTlebt 'und
mit'erduldet hat, wird 'bestäügen, daß die
kleinste Wohnung mehr wert ist als di,e
schönste Kleidung, als die MögHch1kceit, noch
so gut lehen zu können und dabei kein eigenes
Heim zu hahen. Ich ,glaube nicht, daß man
jedem einen Eigenbesitz geben kann, aber daß
er Herr in seiner Wohnung ist, so'lange er



14 Landtlag von Niedierös't,errei,ch. II. Se6sion der V. W,aJhlperiode. 2. Sitzmng am 25. Oktober 1950.

Ange-(Abstimlllung) :PHÄSIDENT

___ .... o- __._o-_.__~._~
namentlich über das Tempo der Zuweisungen,
über das Zuweisungssyst>em und über die
K1'Ieise, die diese Bdr,ä'ge iCrhaHen, so steht
über allem sicherlich der feste Wille, daß man
mit dieser Vorlage jenem Übel zu ,Leibe rücken
will, das hauptsächlich aus der Rede des
HelTn KoUegen Zach hervor,gegangen ist: der
Wohnungsnot, und, ich möcMe das noch hin
zufügen, auch der Arbeitslosigkeit.

Und in diesem iSinne, iHohes H,aus, bitte ich
neuerlich, den Antr,ag des Finanzausschusses
anzunehmen.

11 ommen.
Ieh ersuche ,den Herrn Abg. Die nb 'a u e 1',

die Verhandlung zur Zahl 132 einzuleHm.
Berichtrerstatter Abg. DIENBAUiE'R: ,Ich

habe namens des Wirtschaftsausschu'Sses über
den Bericht und Antrag der nö. Landesre,gj'e
rang, betreffend die Verbesserung der der
zeitigen Postzustellung in den 'landgemeinden
Niederösterreichs, zu bericMen.

Hoher Landtag! Der Landtag von Nieder
ästerr'eich hat i'n seiner 14. ,sitzung ,am
2. Juni 1950 d'ie Landesregierung aufgef'Or
dert, 'heim Bundes'111inisterium für Ver'kehr und
verstaatlichte Betrii>ebe, GeI1leraldirekNon für
die Post- und Tele,gr,aphenverwaltung, alles in
di'e Wege zu leiten, daß für eüle Verbesserung
der delfZeibgen Postzust'ellung in den Land
gemeilnden Niederösterreichs Sorge Igletragen
wird. Hierzu heehrt sich die nö. L,andes
regierung zu berichten, daß der H'err Gener'al
direktor für die Post- und Tel'egrarphenver
waltung auf die h. a. Anfrage wie fol'gt
geal1t>wort'Ct hat (liest):

"WÜ- haben Ihnen ber,eits mit Schreiben vom
9. Juli 1948,gMZI. 26406/1948, mitgeteilt,
daß wir zur Verrin~en\ltllg dies Personalauf
wandies ,g,ezwungen waren, dile während der
ß,esetzung Österreichs durch das Deutsche
Reich in den Landbriefträgerbezirken fast
dUDchwegs eingeführte wöchentlich 'sechsmalige
Postwstellung auf eine wöchenthch dreimalige
Zustel'lung herarbzusetzen.

Seither waren wir hestr1cbt, durch den Ei'n
s,atz technischer Hilfsmitt,el, wie Fa'hrräder
u. dgl., wenigstens eine teilweise V'el'besserung
der LandzusteIlllng ohne PersonalV'ermehrung
durchzuführen.

Eine weiter,e Vel1besSCl'llng der IBriefzustel
lung ,auf dem Lande hatten wir durch die Auf
st'ellung von Ahgabebriefk,asten in Aussicht
genommen. Durch diese Maßnahme war beab
S'i'chtigt, für .absei't,s von geschlossenen Ort
schaft.en gel'egene Gehöfte, Rotten, WeHer
u. dgl. eine öftere Postzustellung zu ermög
lichen.

Immerh'in haben die bisher durchgefü'hrten

.. _.. __._~~ ...- ------------------~

drinnen wohnt, das ist das Höchste, das man
diesen Leuten jetzt geben kann.

Ich bin fest überzeugt ~ - ich bin da hundert
prozenüger Optimist~, daß wir >j,n kurzer
ZeH diese gemeinsame Linie finden werden.
Lassen wir 'hier, wie ich schon ,gesagt habe)
die Pmxis spr,echen, und lassen Sie uns aUe
Wege nebeneinander gehen, machen wir dann
aber i'edes Jahr eine ehr:liche Bilanz: Wievid
Leute haben in jedem Jahre in der einzelnen
Stadt eine Wohnung bekommen; 'welche Leut,e
sind das; sind das wirklkh nur die Begüt'erten
oder 'haben auf diese Weise auch die Ärmsten
eine Wohnung bekommen? Auf !Grund dieser
St,atisti'k wel'den wir 'Uns dann bestimmt finderi.
Für Wiener Neustadt hoffe ich, daß ich Ihnen
bei den heurigen Budgetberatungen diese Sta
tisti'k bereits vorlegen kann.

Wir haben in Wiener Neustadt nicht nur die
2,1 Millionen Schilling verbauen dürfen, die
wir von den iERP-Mitteln bekommen h,aben,
sondemauch weitere 17 Millionen, und ich
fr'eue mich, daß heute gesagt wurde, für
Wiener1 Neust'adt ist zu wenig geschehen; denn
der Stimmen werden immer mehr, die da
s,agen, Wiener Neustadt frißt alles weg, bevor
die anderen noch 'kommen. Dem ist nicht so;
die Not ,ist dort 'wirklich am größten.

Aber auch ,aus dem Wohnbauförderungs
fo'nds haben die Neustädter etwas bekommen,
a:llerdings nicht die Stadt, und zwar deshalb
rlicht, weil 'kei'H großes PfO'jekt hierfür geplant
war und das ,Bauamt 'und die Sf.adtverwaltung
damit beschäftigt warm, die 19 Millionen
Schilling, di'e auch erst im Sommer bewilligt
wurden, unter,zubringen, also zu verbauen.
Also wir haben nicht deshalb mehr bekommen,
weil niemand sich bemüht hat, etwas zu be
kommen, sondern weil alle ,Hände voller Arbeit
wal'en.

Hoffen wir, daß wir hei der heurigen
Budgetd<ebatt!e den Herrn Finanzrefer'elüen so
weit bekommen, daß er diesen Betrag gleich
von Haus 'aus ins Budget einsetzt, daß wir
uns dann im Februar-März über die Auf
teilung ej'nigen und daß bereits ,im April mit
dem Bau von neuen Wohnungen begonnen
werden kann. 'Das ist die rlichtige Einstellung,
und da werdien wir ,alle eines Herzens und
eines Sinnes sein. (Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Di,e Rednerliste ist erschöpft.
Der Herr Berichtrerstatterhat das Schl'ußworl

Berichterstatter Abg. IHIilGARTH: Hohes
Haus! Ich glaube, daß aus den Ausführungen
sämUicher Redner zuentmhmen ist, daß Sie
ziemlich einheitlich der hier vorgebrachten
Vorl,age Ihre Zustimmung ert.eilen werden.
Wenn auch über die verschiedensten Details
verschiedene Meinungen aufigietaucht sind, so



Verbesserungen in der Postzustellung dazu
geführt, daß von den 1363 Landbriefträger
bezirken im Bereiche der Post- und Tele
graphcndirektion Wien 187 Bezirke eine
wöchentlich sechsmali:ge, 276 Bezink,e eine
wöchenUich vier- bis fü:nfmalige, 8h7 Bezirke
eine wöchentlioh d,peümalige und nur 33 Be
zirke eine wöchenHich ein- his zweimailig'e
Post'zustellung aufweisen. Die Behauptung,
daß in viden .n:iederösterreichischcn Land
gremeinden bloß wöchentlich zweimal zu,gestellt
wird, entspricht somit nicht der Wirklichkeit.
Ebenso unrichti'g ist, daß dagegen i,n den
Städten meist mehrmals täglich zugEstellt
wird. Im Bereiche der Post- und Terlegr,aphen
direkt'ion Wien besteht bloß in Wien eine zwei
mal tägliche Zustrellung und imübrilgen
Bundesgebiet ist die zweimali,ge Postzustellung
bloß auf wenilge rStädt1e, wie z. B. 'Linz, S,alz
burg, Innsbruck, besohränrkt. Selbst Landes
hauptstädt1e wie Grrazund Klagenfurt haben
derzeit bloß eine wöchwtlich sechsmahge Zu
s:ellung.

Eine weit,ere Verbessel'ung der Landzu
stellung ,in NiecLerösterreich ist derzeit ohne
Personalvermehrung nicht durchführbar. Eine
solche ist aber gremäß Art. IH des Bu'ndes
finauziglesetzes 1950, BOB\. Nr. 84, nicht
möglioh, da 'hiernach die Personalstände des
Bundes sogar um 5 % gesenkt wlerden müssen.
Diese glesetzliche rBestimmungist auch für
die ÖsterreichischePost- und Telegraphwver
waltunrg verbil11Jdlich.

Aus den angeführten Gründen ist es der
Postvrerwaltung zur b.:it ,leider nicht möglich,
weitere V,erbesserurngen im Landzustelldienst
in Erwägung zu ziehen und bitten wir Sie,
diesem Umstand Verständn:is entgegenbringen
zu wöllen."

Der Antrag des Wirtschaftsausschusses
lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Bieri'cht der Inö. Landesregierung, be

treffend di,l' Verbesserung der derzeitrigen Post
zustellung in den Landgemeinden Nilcde'röster
reichs, Wil1d zur Kenntnis ,genommen."

Ich ersuche 'um Annahme dieses Antrages.
PrRASIDENT: Zum Wort gelangt Herr

Abg. Gen n er.
Abg. GENNER: Hoher Landtag! Der

vorhegwde Bericht der Land~sregieTunlg ist
eirn Schulbeispiel dafür, wie Anträ1ge und
Beschlüsse des Landtages behandelt u,nd
durchgeführt werden. Hier handelt es sich um
eine für ,einen großen Teil der Bevölkerung
Niederösterreichs sehr wichtige Anlgelegenheit.
Ich glaube nicht, daß es möglich ist, daß man
diese Sache oiherflächlich nimmt und bagatel
I'isiert, wie es i'n dem Bericht der Landesregie-

rung zum Ausdruck kommt und wie es auch
zum Ausdruck kommen würde, wenn der uns
vorliegende Antrag beschlossen werden würde,
dahLngehend, diaß man einfach eine Sache zur
Kenntnis nimmt, weil sich arngeblich nichts
machen läßt. iE,ine solche Handllungsweiseist
unmöglich. Wahr ist, daß der Landtag in
seiner Sitzung vom 2. Juni einen Ant'rag
mehf'ef'eT Abgeordneter der Östrerreichischen
Volkspartei einshmrnig angenommen hat Mehr
a'ls vier Monate später beehrt Stich nun
die Hohe Landesregi:erul1'g, die Antwort der
Oeneralpost- und Tek~g,raphendirektrion'auf die
hierämtliche Anfrage mitzuteilen; Punkt, aus;
basta! Nicht einmal einen Antr,ag hat die
Landesregierung dazug~gebcn, erst der Aus
schuß hat einen solchen ,gestellt. Das ist wo'hl
der Beweis für di,e horpertatsohi,ge und schlam
pige Arbeit, die hier wieder einmal gemaciht
worden ist. leh möcMe bei dieser Oel~gCl1'heit

feststellen, daß der Landtag nicht den Be
schluß ,g,ef,aß,t 'hat, daß eine "hieramtliche An
frage" an dill' "dortam tl iche. Postd,inektion"
geschickt wird, 1sondernl daß der ILandtag be
schlossen hat daß die 'LandesreaierufllO" alle

, c. b 0

SchriHe unternimmt, uni dem Beschluß des
Landtages GeHrung zu verschaffen und diesen
Übelstiand, di'esen Notstand, um den es sich
tatsächlich handelt jedermann weiß ja,
wielche Belastung das für die Landbevölkerung
bedeutet - abzuschaffen. Es ist aber so ge
macht worden, daß man bei ir,gendei11lem Amt
im Präsidium der Landesregier:ungauf den
Beschluß des Landt,ages eine Arktenz,ahl ,ge
schmiert 'hat,dann hat man das Ganze in ein
Kuvert ,gegeben und an di'l' Postdirektion gie
schickt und .auf die Antwort ,gewartet. ,Man
könnte der Meinung sein, daß in einer so
ernsten Angel,egell'heit, von der viele Menschen
betroffen sind, so,gar der Herr Lral1Jctreshaupt
mann selbst intrervenieren könnte, um di'esen
Übelstand abzuschaffen. Das ist a'ber nkht
gEschehen, sondern der Antrag des Landtalges
ist den Weg aHer Anträge geg,angen urnd es
ist daraus nureirn büro'kr,atischer Schriften
wechsel geworden, sonst aber nichts.

In dem Bericht der Postdirektion stleht, daß
hl Wien zweimal tä!glich eine PostzusteHung
erfolgt. Trotzdem hat es mehr als vier Monate
g'edauert, bis die "dortamtJriche Antwort" der
Postdinekhon "hieramts" eingelangt ist. Wenn
das schon in Wien so ist, dann kann man s'ich
lei'cht VO'f'stleHen, wie Ilangsam die Brirefz'u
stleHung auf dem Lande vor sich geht. Ich
kann mir auch denken, daß der höhere Beamte,
der diesen Akt bearbeit'et 'hat, indem er seiine
Untrerschrrift ·unter den Brief, den ein andef'er
geschnieben bzw. abgeschrieben hat, setzt, 'als
endlich die "dortamtJirche Antwort" eingelangt
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ist, mit ,einem Seuf:zer ,der Erleichtte'rll'll!g aus·
~erufen hat: Trar.a, dii'e iSohrueck'enpost i,st d·a!
Diese Post ist auch darnach. Es ist durchaus
keine freUludlichePost. IDer Generalpost
direktor weist im Anfang seiner Antwort
da'muf hin, daß er O'hned~es schon. vor z·wei
Jahren dem Hohcn 'Landtag miitJget'eilt habe,
daß es notwendig war, die Postzustellll'ng auf
dem La'11Ide zu verschlechtern. Es ist nu.r zu
wUlndern, daß er nioht auch noch him:ufügt:
Was will dcnn eigenHic:h der nö. Land
tag, wir 'haben jihm doch ohnedi'es sC'hon
geschri'eibenund }etzt beläsH~t iCr uns nodl
e~nmal mit einer dri:lljgwden Anfr:age! In
dlieser Tonart igeht es dann weiter. AHerdings
Sip'richt der Generallpo'stdilrektor auch davün,
dJaß ~erbesserungen schon durchgdührt wor
den sind, daß so:gar technische iHilfsmi,ttel,
fiahrräder u. dgl., auf dem Lande für den
Z'U'steHd:i'enst' eingeSietzt worden sind. Nun, es
ist bekannt, ,daß die L'andibriefträger ,fahr
räder brauchen, um 'ihpen D~enst v,ersehen zu
können. In di'eSier erwähnt'en Antwort wird
weH,er f,estgest'cllt ~-- was :schon der Herr
B,erichtterstatter erklärt hat - ,daß von dcn
1363 Landhriefträgerbezirkcn im Ber,eiche ,der
Post- und Tel'egraphendir'ektion Wi,cn 187 Be
zirke eine wöchentHch Siechsmahge, 276 Be
zirke eine wöchentlich vier· bis fiünfmali;g,e 
wa'hrscheinHch soll iCIas 'viermaHg heißcn -,
867 Bezirke €Ii.ne wöchentHoh dJr,eimali:g'eti'nd
nur 33 Bezirke ,eine wöchentlich 'ein- his zwei
maHge Postz:Ulstellu:n,g aufzuweisen haben. Das_
flJeißt also: In 15% wird die Post sechsmal
wöchenHich, in 20 % vier- bis fÜ'nfmal wöchent
lich unld in 65% niur dr,eima,l wöchentli'ch zu
gestiellt. Das bedeutet, daß weit mehr als di,c
HälHe der'länd'Hohen ,Bevölkerung dad'Ufch
auf dias schwerste betroffen wird, das b~dieutet

wieiter, daß di'e Brie~maI1ke, die ,di,ese Land
bevöl1kerung kauft, offenbar weniger wert ist
als drte B'rilefmaI1ke, die in drer Stadt gekauft
wird. Das 'finanzamt -ist aJ],el;din,gs der Mei
nUllig, daß ,die Streuengelder der ländlichen
Brevölkerullig mindest,ens ebenso vi'el wert sind
wie die ,andieren St'eue'l'gelder, denn sonst
könnte es nicht gesc'hJehen, dJaß der Steuer
ex'ekutor -wahrscheinHch mit dem Einsatz
techniischer HiUsmittel -- }etzt schon stän
diger Ga'st in den Dör,fernist.

Ich ,habe schOll damals, als der Antrag .ge
steHt worden 'ist, darauf hingewiesen, daß ,eine
entscheidende Ursache für rdiiese scMecMe
Postz'U'steHung di'e T,atsache ist, daß sehr viele
Briefträger auf dem tand'e nicht voll bescrhäf
Hgt sind. Der Herr General,postd'ireMor ist
selbstverständlich 'nicht darauf eingeganlgcn,
er beruft sich vielmehr auf den Paragraphen
des BundesfinaniZ,gesetz,es, der di,e Vermehrung

der Stellen im Dienstpost'wplan verbietet.
Nebenbei 'bemerkt: ]dzt wirdger:ade das
Bundesfillianz'gesetz'im Parlament behandelt
und beschlossen 'werden, und die Abgeordnetrcn
dier Volkspartei 'und der Sozialistischen Partei
hahen zwei frei los Gelegenheit, ei'ue 'Solche· Fas
sung z,u wählcn, daß sich der Gwer,alpost
direkt'or nicht mehr auf sieausoodcn kann.

Es ist selbstverständlich, ,daß direse Postzu·
stellung, wenn man es über'haupt so nenncn
kann, eine schwere wirt,schlattliche ISchädigung
c!Jer arbeitenden Lal1!dbevölkef'Uing bedeutet. Die
wirtschaftHche Lage eines großen Tei'les der
LandbevölkeI1Ul1!g verschlechtlert sich, ,genau so
wi,e die der IndustriearbeH:er, immer mehr.
Durch den 4. Lohn- und Preisp,akt i,st sie nicht
besser, sondern !nooh scMec:hf.er geworden. Es
ist ,nicht notwendig, ja es ist ,empörend, daß
man durch solche bürokratisch-behördliche
Schikanen - denn 'etwas anderes ist das
nicht - die Lage dieser Menschen noch ViCr

schlechtel't. Ich 'glaube nicht, daß einer 'von
Ihnen wirlk!Jkh der Meinung ist, daß skh hier
,gar nichts machen 'läßt.

Eine solche Antwort ist Ikeine Antwort.
Eine solche Antwort, es bleibtalIes beim
alten, ist keine Erfüllul1(g dies Beschlusses des
Lal1!dta,ges. Wenn Sie 'selber Ihre Beschlüsse
nicht ernst nehmen, ist es g,a:nz klar, daß
andere StieHen sie auch nicht ernst nehmen.
Dies ist daher ei'ne ,frage von grundsätzlicher'
Bedeutung in einer sehr ernsten Angelegen
heit, eine frage, die über di,eSien Rahmen noch
hinaU'sgleht. Außerdem ist es sdbstrverständ·
lieh, daß dies auch eine polii'ische Angelegen
heit ist. Si'e g'ehört in das KapHel der stän·
dti!gen, planmäßigen, wirtschaftlichen Benach
teihgullig und Schäd'igUilllg Nioederösterreichs
und seiner Bevölkerunlg.

Ich glaube, daß sich die Mühe l~hnlt'e, noch
einmal einen sehr ener,gisC'hen Versuch z'u
machen, der Schneckenpost einen Stupser zu
geben, damit wenigstens alle Ainlstrengungen
gemacht werden, dieses Übel zu beheben. Wo
ein Wille ist, 1St ,ganz sicher auch dn Weg.
Aus der Antwort geht hervor, ,daß die GenemI
postdirektion nicht dien Willen h.at, diilesem
Übelstand abzuhelfen, und daß die Landes
r'ßgiierung ,ihrer Pflicht Genüge getan zu
haben glaubt~ wenn sie einen Bridalbschickt
und die Antwort dem ILandtalg zur Kenntni,s
nahme 'Vorlegt.

Ich erlauble mir deshalb,fol'g,enden Ant'ra,g
zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle heschheßen:'
"Der Bericht der LanidesIiegierunlg über die

Verbesserung der derzeitigen Postzustellung in
den Lrandgemeincl!en Niederösterreichs wir,d
nicht zur Kenntnis ,genommen.



LandlJag von Nilederoot,eneich. 11. Soosion der V. WaihLper,ilOde. 2. Sitzung am 25. Oktober 1950. 171
~

\

nie Landesregiuullig wi'fd aufgefordert, das
Bun,desmiulisterium f'Ü'f Verkehr und 'verstaat
lichte Betrilebe auf ,di'e sohwere wirtschaft1'iche
Schädilgullig ,der ni'ederösterf'eichischen 'Land
bevölkerung durch den derzeitigen völlig lun
zulängkhen Postzustelldienst aufmerksam zu
machen und mit allem Nachdruck zu 'ver
I,angen, daß eine Verbesserung der Postzu
steJllung in den Landgemeinden Niederöster
f'eichs, vor allem durch Vo'1lbeschäftigung der
bishe'f nur teilweise beschäfHgt'en Landbrief·
trä:g,er, raschest durchgeführ't w.ird."

Ich ersuche, diesen Antrag anzunehmen.
Ab~g. T,EtSAR: <Hohes Haus! Unt'er dem

Motto "Steter Tropfen höhH den lS,tei'll"habeI1
sich ,dier.adi'kalen Abgeordneten ,dazu vemn
laßt ,gesehen, in der Landt,a,gssitzung den An
trag zu st<enen, daß das V,enkehrsmiu'ist!erium
und die di'esem unterstellte Generalpo,sMirek·
tion die ZusteUverhältnissc auf dem flachen
Lande 'verbessert.

Die -Antwort, die wir erhalten haben, ist
auf E'f'sparungsrüc'kSikhten auftgeba'ut, an die
selbstverständlich (he Generalpostdi'fektion Ige
bunden 'ist. 'Das :sehen wir hundertprozentig
ein. Es ist nun aber e,inma'l so, daß Igerade
auf dieilem Gebiet1e die'f Gedanke der Gleich·
berechtigung von der ländlichen BeviHkeru[lg
wahrhafhg nicht aufrech.terhalten wef'den
kalun. Wir hörenabe'f immer wieder Klagen
aus den 'einzelnen Bevölkerungstkreisen und
wir Ikünnen uns mit eigenen A'ugen von ihrer
RichHgkeit üherzetligen. Im Laufe oder v,ergan
genen Budgetberatungen hat sich :immerund
immer 'Wied~r gezei,gt, daß .gerade auf diesem
Gebiek dmußen in den ländlichen Bezirken
mehr alls nötlig !gespart wir,d.

Die EinsteHung der BezirksamtsleHer bei
den Postdirektionen u. dgl. 'ist nicht so, ,daß
wir sagen können, sie kämen den praktischen
Erwä:gungen entrgeg,en. Sie haben ihre Dienst
all1weisung, und die salgt ihnen, daß 'eben die
Stunden ll'ic.ht vermehrt werden dürfen, im
Ge'gent'eil, daß eingespart werden soll oder
muß, wenn die Zählung der Posteinheitien
u. digl. eben nicht jene Zahl ergibt, ,die nach
dem Schema notwendig ist, das die PO'sMirek·
Non herausgibt. Nun istabe:r die Postdirek
tion diesbezüglich sehr schlau g,eworden und
hat sich gerade Zei·t'enauSiglesucht, wo über
haupt weniger Verkehr ist, salgen wir so vom
8. his 15. in jenen Monaten, wo 'kein fremden
verkehr auf dem Land ist. Und di.ese fäHe
werden angeführt, um eben <Hesen Dienst
anweisungen den nötigen Nachdruck geben zu
können.

Nun wir wissen, daß auch das ländliche
Volk ein Recht darauf hat, reohtzeitig zu
seiner Post und in den B.esitz sei'ner Zeitungen

zu kommen. Wenn auch die Po!stdJir<ekhon
immer und immer wi'eder darauf hinweist, daß
si,e 'pro Zeitung flIur einen GfOischen bekommt,
so kann 'uns das in dieser Art 'Und W'ei'se
nicht pilausi:beI ,g,emacht werden, weil j.aauch
andere Einnahmen vorhanden sinid, bei ,denen
die PostdiTektion nicht ertklärt, ,ieh ,darf -vom
ländlichen Volk ,diese Gelder .nioht 'herein
nehmen, weil dias ansonsten eine Mehrein
nahme hedeuten würde. Und wenn die Post
dinektion pmkhschist, Ihat sie die Mögl'ich
keit, sich Mehreinnahmen zu verschaffen, und
zwar dadurch, daß slie ,eine bessere PO'stl!u
stellung in dien lä'l1dJiichen Gebieten bewertk
st'e1ligt. Dennaluch sie muß nach ,geschäft
lichen Hückskhten ,arbeiten und den Kunden
entge,genkommen und darf nioht umgekehrt
den Kunden gam 'einfach die Lust und Liebe
zum Schreiben und Pak:etbeskllen 'u. dgl im
vorhinein wegnehmen. Di,e PO'stdireMi'Oll als
solche und das zluständig,e Ministenium als
hÖ'here SteHe dürfen nicht naoh rei'n fiskali
schen Grundsätzen ,arbeitlen. So hat die Post·
direktion durch die nur· dreimahge Zustellung
in der Woche z. B. eine gf'ößere Igeriohtliche
Verhandlung - ich kann e~nen fall vom
Kreisgericht anführen -- verhindert, dadurch
daß ein Zeuge nicht rechtzeW'g zm Verhand
IUlng gekommmen ist, weil eben der Brief mit
seiner Vorladung drei bis vier Tag1e ,g,ebr3ucht
hat. Hier kanin natürlich das betr:effende Ge
richt, das die Zeugenge'bÜ'hrenausbez:a'hlt, zu
den ande'ren erschienenen Zeugen 'nioht sagen,
geht zur Postdir,ek\iion 'und holt euch das Geld
dort, sondern les muß die 'Gebühren auszahlen.
So sehen wir, daß il"gendeine Erspaf'ung, wie
sie der FiskaHsmusgemaC'ht z'u haben gl:aubt,
sich oftmals ins Oe-genteH verkehrt.

Und nun zu einem Kapitel, das ich bereits
3'ngedeut,et habe. Die PostdLrekHon hat es zu
stande -gebracht, daß derzeit 40.000 Last.autos
mit den Paketen neben den Bahnen .fahren und
selbstverständlich B'ernzin vlerbmuchen, dias wir
zu Uinendlich wi,chtiger1en Dingen verwenden
könnten, obwohl daneben die leeren P,ackel
waggons in den 'Üdei:scn der Bahnfla'hren lund
l,eicht 'in der La,ge wären, ,dii:ese Sachen im
Expreßdi,enst z:u befördern. Hier 'könnten
se1hstlv,erständ:1ich, da es ja schließlich 'Uud
endllich die gleiohen iStaatsgelder sind, diie für
die Bundiesbahnen und die Post auf~glewendet

werden, Ersp,arungen gemacht 'werden.
Wir hegrüßen es, daß der Postaut'overkehr

ausgeba'ut wurde und daß die ländliche Bevöl
kerunlg zu den ständi.gen Kunden dieser Linien
gehört. Dadurch, daß die Post eine ganz ,er
kleckliche Anz.ahl von privaten Transport
unternehmungen einfach niederkonkurr'iert hat,
hat si,e Mehreinnahme., zu verzeichnen. Es
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wiürdeaber dem Generalpostdirektor und dem
Minist,erium absolut nicht schaden, wenn sie
das Geld, das dadurch von der ländlichcn
Bevölkerun,g mehr hereinkommt, eben für den
PostzusteHdienst auf dem Lande verwenden
würde. Es ist eine aUe Binsenwahrheit - das
wissen wir doch alle und ioh wi~del1hole es
nochmals -, daß gerade hier der ländlkhen
Bevölkerunlg entgegengekommen werden muß,
soH mit der bisherilgen Art und Weise der
Gerechtrilgikeitssi'l1Jll in unser'em Lande nicht ,um
gebmcht wel'den. Der uns vorigelegte Berich t
der Postdirektion wird daher von uns heut'e nur
mit V'orbeha'lt entgegcrugenommcn. Wir müssen
zuerst die siohere Hoffnung haben, daß die
Post- und Telegraphendüektion in der Zukunft
nicht unterlassen wird, um die von uns an
gestnebte Verbessemngim ländlichen PostIZu
steHdienst - wir haben in der heuhgen De
batte iunseren Standpunkt vertret.en - duroh
führen, Von unser,er Seite wird alles g,e
schehen, daß das von uns angestrebte Ziel
nach voller Gleichberechtigung der Landbevöl
kef'U'l1Jg mit den Städtel1l1 auf di'esem Gebi,ete
früher oder später auch wirklich erreicht wird.
Auch die Landbevölkerung muß die Errungen
schaften, welche di'e Post bisher erreicht hat,
voH und ganz g,enießen können. (Beifall bei
der ÖVP.)

P,RASIiDEiNT: Die Redil1Jerliste ist erschöpft.
Es He:gen Ider Abänderungsantrag des Herrn
·Abg. Genner und der Hauptantrag des Wirt
schaftsausschusses vor.

Ich bi!ft,e den Herrn Bericht'erstaft,er, zu
nächst den Antrag des Herrn Abg. Omner zu
verlesen.

Berichterstatter Ahg. DIENBAUEH (nach
Verlesung des Antrages des Abg. Omner):
Die a1b!gefülhrt,e Debatte hat ergeben, daß es
sich hier um eine wichhge Angelegenheit
handelt. Bei der kommenden Budg,et'Verhand
lung witid Oelegenheitsein, sic'h mit dieser
frage neuerlich zu heschäftilgen.

Ich bitte, den Antrag des Herrn Abg1eord
neten Genner abzul,ehnen.

PRÄiSIDENT (Abstimlllung über dm An
trag des Abg. Oenner): Ab g 'e I eh n t.

Ich bitlte den Herrn IBerichterstatter um das
Schlußwort.

Bericht,erstatter Ahg. iD IrE NBAUER (Schluß
wort): Ich beantrage noch einmal die An
nahme des Antrages des Wirtschaftsaus
schusses.

PRASIiDENT (Abstilll1l1ung über dm An
trag des Wirtschaftsausschusses) : A ng e
no m me n.

Somit ist die Tagesordnung ,der heutigen
Sitzung erledig,t.

In fünf Minuten findet eine vertrauliche
Sitzung des LI3ndtages statt

Die nächste Sitzung wird im schrifHichem
Wege beka,nntgegeben werden.

Die öffentliche S'itzul1Ig ist geschlossen.

(SchlufJ der Sitzung Ulll 16 Uhr 49 Min.)


